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«Der Vorsitz wird Türen öffnen»
Der Sicherheitsexperte Daniel
Trachsler sieht im OSZE-Vor-
sitz eine grosse Chance für die
Schweiz, auch wenn die Bedeu-
tung der Organisation
abgenommen habe.

Mit Daniel Trachsler*
sprach Dennis Bühler

US-Präsident Gerald Ford hat die Orga-
nisation für Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa einst als «ersten Sarg-
nagel des Kommunismus» bezeichnet.
In den letzten Jahren aber hat die OSZE
in der internationalen Politik keine gros-
se Rolle mehr gespielt. Welche Bedeu-
tung hat sie?
Daniel Trachsler: Im Vergleich mit der
Zeit des Kalten Krieges hat die Be-
deutung abgenommen. Damals war
sie eine der wichtigsten Organisatio-
nen für den Austausch zwischen Ost
und West, heute konkurriert die 
OSZE mit der EU, der Nato oder dem
Europarat. Für die ehemaligen Ost-
blockstaaten sind die EU und die Nato
wichtiger und attraktiver, weil sie mit
mehr Macht verbunden sind.

Mit anderen Worten: Die OSZE braucht
es nicht mehr.
Doch, sie hat weiterhin eine Existenz-
berechtigung. Was sie auszeichnet, ist
ihr breites Sicherheitsverständnis. In
der OSZE werden alle drei sicher-
heitsrelevanten Dimensionen thema-
tisiert: die politisch-militärische, die
wirtschaftlich-ökologische und die
menschliche Ebene. Es geht also nicht
nur um Rüstungskontrolle und Terro-
rismusbekämpfung, sondern auch um

Menschenrechtsschutz, die Bekämp-
fung von Menschenhandel, die Förde-
rung der Medienfreiheit oder Wahlbe-
obachtungen. Die OSZE leistet wich-
tige Arbeit, die jedoch häufig zu wenig
wahrgenommen wird.

«Die Probleme
haben sich
verlagert»

Vor der ersten Schweizer Präsident-
schaft 1996 sprach man von einer «Sin-
neskrise der OSZE». Die Schweiz, hiess
es, übernehme den Vorsitz zu einem
denkbar schwierigen Zeitpunkt. Ist das
heute – 18 Jahre später – genau gleich?
Diese Diagnose trifft auch heute noch
zu, auch wenn sich die Probleme der
OSZE verlagert haben. In den Neun-
zigerjahren hat die damalige KSZE
den Wandel zur ständigen Organisati-
on geschafft und sich mit Feldmissio-
nen als unverzichtbare Kraft in der in-
ternationalen Politik etablieren kön-
nen. Heute wird die OSZE durch in-
terne Differenzen gelähmt, durch eine
erneute Ost-West-Spaltung: Die EU-
und Nato-Staaten stehen in vielen
Themenbereichen Russland und des-
sen Verbündeten gegenüber. Letztere
werfen der OSZE vor, sie nehme die
Sicherheitsinteressen Russlands zu
wenig ernst. Und sie monieren, Men-
schenrechten und Demokratie werde
zu viel Gewicht beigemessen.

Bundesrat Didier Burkhalter will als Vor-

sitzender der OSZE «Brücken bauen».
Wie realistisch ist es, dass dies der
Schweiz tatsächlich gelingt und sie
nicht vielmehr Luftschlösser baut?
Die Schweiz ist gut als Brückenbaue-
rin geeignet, denn sie steht zwischen
den verhärteten Fronten: Sie ist we-
der Mitglied der EU noch der Nato
und unterhält gute Beziehungen zu
Russland. Voraussetzung ist aller-
dings, dass die verschiedenen Partei-
en gesprächsbereit sind.

Burkhalter will eine «Sicherheitsge-
meinschaft für alle». Das sind nichtssa-
gende diplomatische Phrasen.
Eines der Schweizer Ziele ist es, die
Gesellschaft, die Nichtregierungsor-

ganisationen und die Jugend stärker
in die Arbeit der OSZE einzubezie-
hen. Dieses Beispiel zeigt, dass Burk-
halters Aussagen mehr als leere Worte
sind. Denn was hierzulande selbstver-
ständlich ist, ist in vielen anderen
Ländern – auch in Mitgliedsstaaten
der OSZE – bisher nicht gegeben: dass
sich die Zivilgesellschaft in die Politik
einbringt.

«Die OSZE
profitiert von
Erfahrungen»

Mit ihrem konsensorientierten politi-
schen System sei die Schweiz eine «Mi-
ni-OSZE», glaubt Burkhalter. Inwiefern
taugt die Schweiz als Vorbild für die Or-
ganisation?
Ein Vorbild sein zu wollen, ist wohl zu
hochgegriffen. Aber die Schweiz hat
durch ihre politische Kultur des Aus-
gleichs zwischen Minderheiten und
Sprachregionen einen Erfahrungs-
schatz, von dem die OSZE profitieren
kann.

Wird die Schweiz die Präsidentschaft
auch nützen können, um gegenüber Wa-
shington, Paris, Berlin und Moskau bi-
laterale Themen zur Sprache zu brin-
gen?
Der OSZE-Vorsitz wird Türen öffnen.
Didier Burkhalter wird Gelegenheit
haben, mit hochrangigen Ministern zu
sprechen und dabei im informellen
Rahmen auch bilaterale Themen an-

zusprechen. In aussenpolitisch
schwierigen Zeiten – man denke an
die «Lex USA» oder die Forderung
nach dem automatischen Informati-
onsaustausch – ist dies eine Chance,
die sich die Schweiz zu Recht nicht
entgehen lässt. Sie kann fast nur ge-
winnen.

* Daniel Trachsler ist wissenschaftlicher Mit-
arbeiter am Center for Security Studies (CSS)
der ETH Zürich.

Seit 40 Jahren im
Dienst des Friedens
Die Organisation für Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa ist
mit 57 Mitgliedsstaaten aus
Europa, Nordamerika und Asien
die grösste regionale Sicherheitsor-
ganisation der Welt. Gegründet
wurde sie vor 40 Jahren als «Hel-
sinki-Konferenz», um im Kalten
Krieg einen Dialog zwischen Ost
und West zu ermöglichen. Im letz-
ten Jahrzehnt geriet die OSZE zu-
nehmend in Rücklage: Weder
konnte in den Neunzigerjahren ei-
ne Eskalation auf dem Balkan
noch vor fünf Jahren der geor-
gisch-russische Krieg verhindert
werden. Langjährige Konflikte wie
jener um Berg-Karabach und um
Transnistrien sind weiterhin unge-
löst. Auch leidet die Organisation,
die ihren Sitz in Wien hat und nur
einstimmig Beschlüsse fassen
kann, an Schwerfälligkeit und Re-
formstau. (dbü)

«Die Schweiz ist gut als Brückenbaue-
rin geeignet»: Daniel Trachsler glaubt
an den Schweizer Vorsitz. Pressebild

Ueli Maurers Drohkulisse bröckelt
Die Armeestandorte kommen
unter Druck. Anfang Jahr war
mehr als die Hälfte aller Immo-
bilien bedroht – jetzt ist es ein
Drittel. Es bleibt unklar, wie
ernst die Situation tatsächlich
ist.

Von Lorenz Honegger

Bern. – Die Waffenplätze, Rekruten-
schulen, Militärflugplätze und Rekru-
tierungszentren sind das effektivste
Druckmittel in den Händen von Ver-
teidigungsminister Ueli Maurer. Im
Tauziehen um mehr Geld für die Ar-
mee – 5 statt 4,7 Milliarden Franken
– kann er ohne grosses Risiko auf die
Furcht der Parlamentarier vor Stand-
ortschliessungen und Arbeitsplatzver-
lusten spekulieren.

Bis jetzt funktioniert die Drohkulis-
se hervorragend: Im Kanton Basel-
land, im Aargau, aber auch im Bünd-
nerland haben Regierungsräte und
Kantonsparlamentarier prophylak-
tisch Widerstand angekündigt, um ih-
re Kasernen und anderen Armeeinfra-
strukturen vor der Schliessung zu be-
wahren. Die Aargauer Militärdirekto-
rin Susanne Hochuli (Grüne) etwa
schickte bereits im Frühling einen
Protestbrief nach Bern.

Maurers Kalkül geht auf, obwohl er
bis heute keinen einzigen Standort
genannt hat, der geschlossen werden
könnte. Im Vernehmlassungsbericht
zur Weiterentwicklung der Armee
(WEA) von Ende Juni heisst es vage,
das Militär müsse auf «mehrere Flug-
plätze» und «bis zu ein Dutzend Waf-
fenplätze» verzichten.

Von über 50 Prozent auf ein Drittel
Angesichts der dünnen Faktenlage
stellt sich die Frage, wie dramatisch
sich die Situation wirklich darstellt.
Ein Blick in den vertraulichen Master-
plan 2013 der Armee legt nahe, dass
der Spielraum grösser ist, als es das
Verteidigungsdepartement (VBS) Par-
lament und Öffentlichkeit weisma-

chen will. So rechnete die Militärfüh-
rung im Dezember 2012 auf der Basis
eines Armeebudgets von 4,7 Milliar-
den Franken mit einer Reduktion 
des Immobilien-Kernbestandes von
«über 50 Prozent», damit dieser
«langfristig finanzierbar» sei.

Ein halbes Jahr später gehen die Ver-
antwortlichen nun plötzlich von ei-
nem gut 20 Prozent tieferen Redukti-
onsbedarf aus: Im Vernehmlassungs-
bericht heisst es auf einmal «ein Drit-
tel» statt «über 50 Prozent». Was gilt
jetzt? Das Verteidigungsdepartement
bezeichnet den tieferen Wert von ei-
nem Drittel als massgebend. Die Zahl
im Masterplan sei Teil einer «rollen-
den Planung» gewesen und nicht

mehr aktuell. Die definitive Schlies-
sungsliste veröffentlicht das Departe-
ment erst Ende Jahr. Zu einem Zeit-
punkt also, wenn die Vernehmlassung
längst abgeschlossen ist – und die Par-
teien und Verbände, so die hinter vor-
gehaltener Hand geäusserte Hoff-
nung im VBS, in ihren Positionsbezü-
gen dem höheren Budget von 5 Milli-
arden den Vorzug gegeben haben.
Schon jetzt lassen einzelne Stimmen
durchblicken, dass sich der Standort-
abbau und der damit verbundene Ver-
lust von Arbeitsplätzen bei der 5-Mil-
liarden-Variante in Grenzen halten
wird.

Auch André Blattmann, Chef der
Armee, machte in einem Interview

mit der «Neuen Zürcher Zeitung» ei-
ne Andeutung in diese Richtung: «So-
bald politisch entschieden ist, welche
Finanzmittel der Armee zur Verfü-
gung stehen, werden wir mit konkre-
ten Vorstellungen an die Kantone tre-
ten.»

Bereits gesicherte Standorte
Nicht von der Schliessung bedroht
sind jene Infrastrukturen, die die Ar-
mee zurzeit mit Millionen saniert
oder kürzlich saniert hat. Dazu gehö-
ren etwa die Dufourkaserne in Thun
im Kanton Bern, der Flugplatz Alp-
nach im Kanton Obwalden, aber auch
das Kompetenzzentrum für ABC-
Waffen im bernischen Spiez.

Gefährdete Waffenplätze: Wie lange die mobile Feldküche hier noch zum Einsatz kommt? Bild Christian Beutler/Keystone

Krebsbehandlung
nur noch in Zentren
Neun Spezialkliniken für
krebskranke Kinder sollen
genügen. Das haben die
kantonalen Gesundheits -
direktoren beschlossen.

Bern. – Krebskranke Kinder und Ju-
gendliche werden künftig nur noch in
den neun Spezialkliniken behandelt.
Auch komplexe Operationen sollen
von weniger Spitälern durchgeführt
werden. Das entschied das Beschluss-
organ der Kantone für hochspeziali-
sierte Medizin. Mit der Konzentration
werde ein wichtiges Zeichen zur Qua-
litätssicherung gesetzt, teilte die Kon-
ferenz der kantonalen Gesundheitsdi-
rektoren (GDK) gestern mit. Zudem
könnten Kosten gespart werden.

Komplexe chirurgische Eingriffe am
Verdauungstrakt, der Bauchspeichel-
drüse und der Leber (sogenannt vis-
zeralchirurgische Eingriffe) werden
bisher an einer Vielzahl von Schwei-
zer Spitälern durchgeführt. Zum Teil
wurden laut der GDK weniger als die
zehn Operationen pro Jahr vorge-
nommen, die für den Kompetenzer-
halt notwendig sind.

Damit steigt das Risiko für den Pa-
tienten: In Spitälern, welche diese
Operationen nur einige wenige Male
pro Jahr durchführen, bestehe ein er-
heblich erhöhtes Komplikationsrisi-
ko, wie wissenschaftliche Studien ge-
zeigt hätten, schreibt die GDK.

Mindestens zehn Operationen
Das Beschlussorgan hat daher ent-
schieden, dass in einer ersten Konzen-
trations-Etappe die genannten chirur-
gischen Eingriffe nur noch an Spitä-
lern durchgeführt werden dürfen, die
bisher mindestens zehn dieser Opera-
tionen pro Jahr vorgenommen haben.
Das teilte die Präsidentin des Be-
schlussorgans, Heidi Hanselmann,
mit. Je nach chirurgischem Eingriff
seien noch zwischen 16 und 37 Spitä-
ler zugelassen. Die Liste der Spitäler
sei gestern den Kantonen und Spitä-
lern kommuniziert worden. (sda)


